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Mauer in den Köpfen 
Am 3. Oktober feiern wir mit dem Tag der Deutschen Einheit auch den Fall der Berliner Mauer und 

die Überwindung des „Eisernen Vorhangs“ aus Stacheldraht, Minenfeldern und Schießbefehl mitten 

durch Deutschland und Europa. Aus diesem Anlass behaupten viele, sie seien schon immer für die 

deutsche Einheit gewesen, und auf die Vergesslichkeit der Menschen hoffen. Manchmal könnte man 
in der heutigen Berichterstattung den Eindruck bekommen, Egon Bahr und die Seinen hätten die 

Wiedervereinigung gegen den Widerstand von Helmut Kohl durchgesetzt. Solchen 
Geschichtsklitterungen gilt es entgegenzutreten, denn 1989/90 musste sich noch rechtfertigen, wer 
das Selbstbestimmungsrecht aller Deutschen einforderte und Einheit in Freiheit als Ziel proklamierte. 
Sofort hieß es, solche Haltungen würden die Stabilität Europas gefährden und die „friedliche 
Koexistenz“ zwischen westlichen Demokratien und kommunistischen Diktaturen aufs Spiel setzen. 

Der Zeitgeist hatte nicht nur auf der Linken in Deutschland das Ziel der Wiedervereinigung längst 
abgeschrieben. Viele wollen daran nicht mehr erinnert werden;  aber ein Blick zurück auf die 
politische Stimmung vor, während und sogar nach dem Mauerfall lohnt sich. Es sollte  auch  im 
Jubiläumsjahr  nicht vergessen werden, mit welchen Widerständen Helmut Kohl und seine Freunde in 
der Deutschlandpolitik  vor 25 Jahren konfrontiert waren. 

So veröffentlichte der als Präses  der Synode der Evangelischen Kirche (EKD) hoch angesehene Jürgen 
Schmude als SPD-Bundestagsabgeordneter am 13. Juni 1988 im sozialdemokratischen Pressedienst 
einen Beitrag unter der Überschrift „Vordringlich ist nicht die Wiedervereinigung“ und Willy Brandt 
sprach am 11. und 14. September 1988 in weithin beachteten Vorträgen von der Wiedervereinigung 
als „Lebenslüge der zweiten demokratischen Republik“. Diese Aussage findet sich auch in der 
Erstausgabe seiner Memoiren 1989 und noch in der DDR-Ausgabe vom Frühjahr 1990. Brandt hat im 
Prozess der sich abzeichnenden Vereinigung seine Haltung verändert. Er hatte mit der Einheit nicht 
mehr gerechnet, andere wollten sie nicht mehr.  

Am 27. November 1988 – fast auf den Tag genau ein Jahr vor Kohls „Zehn-Punkte-Programm“ sagte 
SPD-Präsidiumsmitglied Egon Bahr beim „Münchner Podium in den Kammerspielen ´88“: 

„Wer dabei die deutsche Frage aufwirft, stört Europa. ... In der Teilung gibt es deutsche 
Chancen. Es gibt keine Chance die deutschen Staaten zusammenzuführen.“ 

Selbst das Revolutionsjahr 1989 war bis in die Tage des Mauerfalls von solchen Äußerungen geprägt. 
In einer deutschlandpolitischen Debatte im niedersächsischen Landtag sagte Oppositionsführer 
Gerhard Schröder (SPD) noch am 11. Mai 1989 nur sechs Monate vor dem Mauerfall: 

„Meine Position ... ist die, dass ich nicht glaube ... dass das Beschwören einer 
Wiedervereinigung, gedacht als das einfach zusammenführen der beiden deutschen Staaten, 
eine historische Chance für uns ist.“  

Einen Monat später fügt er in einem Interview mit der BILD-Zeitung am 12. Juni 1989 hinzu: 
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„Nach 40 Jahren Bundesrepublik sollte man eine neue Generation nicht über die Chancen 
einer Wiedervereinigung belügen. Es gibt sie nicht.“  

Für die GRÜNEN forderte Joschka Fischer als Oppositionsführer im hessischen Landtag am 27. Juli 
1989 im Magazin Bunte: 

„Die Forderung nach der Wiedervereinigung halte ich für eine gefährliche Illusion. Wir sollten 
das Wiedervereinigungsgebot aus der Präambel des Grundgesetzes streichen.“  

Ausgerechnet der Regierende Bürgermeister von Berlin, Walter Momper (SPD), sagte kurz darauf in 
einem Interview mit der tageszeitung am 30. August 1989: 

„Wir dürfen die europäische Nachkriegsordnung nicht in Frage stellen und müssen weiterhin 
von der Zweistaatlichkeit Deutschlands und auch von der Angehörigkeit zu verschiedenen 
Militärblöcken ausgehen.“  

Am 20. September 1989 sagte Joschka Fischer in einer Debatte des hessischen Landtages nur sechs 
Wochen vor dem Mauerfall:  

„Vergessen wir die Wiedervereinigung! Sie glauben daran, ich glaube nicht daran. Warum 
halten wir nicht die nächsten 20 Jahre die Schnauze darüber?“ 

Im SPD-Parteiorgan Vorwärts schrieb Egon Bahr am 1. Oktober 1989 als Präsidiumsmitglied der SPD: 

„Ist die staatliche Einheit in greifbare Nähe gerückt? Alle erkennbaren Faktoren in West und 
Ost sprechen nach wie vor dagegen. ... Wir haben keinen Grund, uns von der wiederholten 
Lebenslüge des CDU-Programms irre machen zu lassen, dass die Wiedervereinigung die 
vordringlichste Aufgabe geblieben ist, während Kohl die NATO zur Staatsräson der 
Bundesrepublik erklärt. NATO und Einheit kann es zusammen nicht geben.“  

Noch in der 1989er November-Ausgabe einer SPD-Mitgliederzeitschrift schrieb der hessische SPD-
Vorsitzende Hans Eichel:  

„Diejenigen, die derzeit von Wiedervereinigung daherreden, haben aus der Geschichte nichts 
gelernt und darum auch keine vernünftige realitätsnahe Perspektive.“  

Am 3. November 1989  meinte der damalige Landesvorsitzende der bayerischen SPD-
Bundestagsabgeordnete Rudolf Schöfberger im Pressedienst seiner Partei: 

„Heute kann die stereotype Wiederholung von der Formel der Wiedervereinigung außer ein 
paar Rückwärtsgewandten niemand mehr befriedigen ... Der politischen Phantasie sind keine 
Grenzen gesetzt. Grenzen müssen sehr bald dem rückwärtsgewandten und substanzlosen 
Geschwätz von der „Wiedervereinigung“ gesetzt werden...“  

Am Tag vor dem Mauerfall sagte für die GRÜNEN deren Fraktionsvorsitzende Antje Vollmer in der 
Debatte zum „Bericht der Lage der Nation im geteilten Deutschland“ am 8. November 1989 im 
Deutschen Bundestag:  

„Dabei ist die Rede von der Wiedervereinigung – das ist mir sehr wichtig – historisch 
überholter denn je.“ 

Am gleichen Tag sagte Ministerpräsident Oskar Lafontaine in der deutschlandpolitischen Debatte des 
saarländischen Landtages:  
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„Es gibt bei uns die Auffassung – wir haben sie auch heute im Bundestag wieder gehört -, dass 
die NATO zur Staatsräson der Bundesrepublik gehöre. Ich möchte ganz klar sagen, dass ich 
diese Auffassung respektieren kann, dass ich sie aber genauso wie das Ziel der 
Wiedervereinigung des Nationalstaates für falsch und anachronistisch halte.“ 

Die Mauer fiel am 9. November 1989, und in manchen Köpfen änderte sich trotzdem nichts. Für die 
GRÜNEN veröffentlichte Joschka Fischer eine Woche danach, am 16. November 1989  in der 
tageszeitung „Thesen zu einer neuen, GRÜNEN Deutschlandpolitik“, in denen es heißt: 

„Droht die Wiedervereinigung? Steht der eine, kleine deutsche Nationalstaat (also ohne 
Österreich) wieder auf der Tagesordnung der Geschichte, wie führende Unionspolitiker nicht 
müde werden zu behaupten? Ich glaube nicht. ... Die Grundsatzentscheidung wird heißen: 
europäische Einigung und Westintegration oder staatliche Wiedervereinigung der beiden 
deutschen Staaten. Beides zusammen wird es nicht geben.“ 

Oskar Lafontaine, der sich immer mehr als Gegenpol zu Helmut Kohl positionierte und bei der 
Bundestagswahl 1990 auch sein Herausforderer als Kanzlerkandidat wurde, ging nach dem Mauerfall 
noch weiter. Er forderte in einem viel beachteten Interview am 25. November 1989 mit der 
Süddeutschen Zeitung, die sozialen Leistungen für Übersiedler einzuschränken.  

Nach einer Präsidiumssitzung der SPD distanzierte sich Hans-Jochen Vogel als Parteivorsitzender klar 
davon. Aber Oskar Lafontaine hatte den Grundtenor gefunden, dem sich in einem Interview mit dem 
Kölner Express am 27. Januar 1990 auch der Oppositionsführer in Niedersachsen, Gerhard Schröder, 
anschloss:  

„Wir müssen verhindern, dass DDR-Bürger über Gebühr Leistungen in Anspruch nehmen, für 
die Bundesbürger Beiträge geleistet haben, also z. B. aus der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung.“  

Bemerkenswert ist auch die Rede, die Oskar Lafontaine jetzt  als SPD-Kanzlerkandidat am 23. Februar 
1990 ausgerechnet beim ersten Parteitag der SPD in der DDR in Leipzig hielt. Gegen diejenigen, die 
die nur drei Monate zuvor durch den Mauerfall erkämpfte Reisefreiheit für sich nutzten, wollte 
Lafontaine neue Dämme errichten und schlug in seiner Leipziger Rede vor: 

„Es muss angestrebt werden, dass das Übersiedeln nur noch möglich ist, wenn beim 
Verlassen einer Wohnung in der DDR eine Wohnung in der Bundesrepublik gefunden wurde, 
und wenn die Frage der sozialen Sicherung, bzw. der Nachweis eines Arbeitsplatzes geklärt 
ist.“ 

Diese Diskussion hatte auch eine Rolle beim SPD-Bundesparteitag am 18./19. Dezember 1989 in 
Berlin gespielt. Dort distanzierte sich Willy Brandt in einer emotionalen Rede von Lafontaine. Es sei 
unmöglich „im Westen die Schotten dicht zu machen“.  Die deutsche Einheit sei nur noch eine Frage 
der Zeit, und es sei falsch, dass es zu ihr erst nach der Einheit Europas kommen könne, wie von der 
SPD damals meist vertreten:  

„Denn nirgends steht auch geschrieben, dass sie, die Deutschen, auf einem Abstellgleis zu 
verharren haben, bis irgendwann ein gesamteuropäischer Zug den Bahnhof erreicht hat.“  

Willy Brandt wurde wegen seines Geburtstages an diesem Tag gefeiert, aber seine Aussagen nur 
distanziert aufgenommen. Günter Grass plädierte beim gleichen Parteitag ausdrücklich für die 
Zweistaatlichkeit – eine Haltung die er in den Monaten danach oft wiederholte, zum Beispiel in der 
Zeit vom 9. Februar 1990:  
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„Ich fürchte mich nicht nur vor dem aus zwei Staaten zu einem Staat vereinfachten 
Deutschland, ich lehne den Einheitsstaat ab und wäre erleichtert, wenn er – sei es durch 
deutsche Einsicht, sei es durch Einspruch der Nachbarn nicht zustande käme.“  

Die SPD-Politikerin Anke Fuchs berichtet in ihrem Buch „Mut zur Macht – Selbsterfahrung in der 
Politik“, das 1991 erschienen ist: 

„Auf dem Parteitag (Berlin 18.12.1989) wollte ich mittels Video einen eindrucksvollen 
Redebeitrag von Erich Ollenhauer vorführen, in dem er bei der Verabschiedung des 
Godesberger Programms die Wiedervereinigung als sozialdemokratisches Ziel herausstellt. ... 
Heidemarie Wieczorek-Zeul verhinderte als Tagungspräsidentin ein Abspielen dieses 
Redebeitrages wegen des zu eindeutigen Bekenntnisses zur Wiedervereinigung.“ 

Am Tag danach gab sich Oskar Lafontaine in deutlichem Gegensatz zu Willy Brandt in seiner Rede alle  
Mühe zu begründen, warum es nicht auf die staatliche Einheit Deutschlands ankomme und 
Übersiedler aus der DDR keine Sozialleistungen erhalten sollten. Lafontaine sprach in seiner Rede von  
„nationaler Besoffenheit“ und attackierte – wie das Parteitagsprotokoll vermerkt - unter „lebhaftem 
Beifall“  Kohls Berater Teltschik, der 

„kürzlich in der Bild-Zeitung zum Besten gab: vereintes Deutschland – ja, aber in der NATO! 
Welch ein historischer Schwachsinn!“  

Die Rede Lafontaines fand übrigens am gleichen Tag, an dem Helmut Kohl am 19. Dezember 1989 mit 
den Rufen „Wir sind ein Volk“ ein begeisterter Empfang in Dresden bereitet worden war und er in 
seiner Rede sagte: 

„Mein Ziel bleibt - wenn die geschichtliche Stunde es zulässt - die Einheit unserer 
 Nation.“ 

Kaum etwas macht die völlig unterschiedlichen Auffassungen zur Deutschlandpolitik so deutlich wie 
die fast zeitgleichen Reden von Kohl und Lafontaine am 19. Dezember.  

Während andere ihre Mauer in den Köpfen pflegten, brauchte Helmut Kohl kein neues 
Koordinatensystem, als die historische Chance der Wiedervereinigung kam. Dabei war für ihn ganz in 
der Tradition Konrad Adenauers  klar, dass die Einheit Deutschlands nur mit dem Ziel der Freiheit für 
alle Deutschen erstrebenswert war. 

Beispielhaft sei hier zitiert, was Helmut Kohl bei der „Ansprache des Bundeskanzlers über die 
Deutsche Welle zum Jahreswechsel 1984/85“, als noch niemand an den Fall der Mauer dachte, selbst 
im Redemanuskript handschriftlich ergänzt hatte:  

„Ziel deutscher Politik bleibt: in freier Selbstbestimmung die Einheit Deutschlands in einem 
freien Europa zu vollenden. Natürlich wissen wir alle, dass es noch lange, vielleicht sogar 
Generationen dauern kann, bis wir das Ziel erreichen können. Aber wir geben nicht auf!“  

 


